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Terminhinweise

Wiederholung
Mittwoch, 7. November, 11 Uhr, Grütznerstube im Rathaus

Pressegespräch „Das Berufliche Schulwesen in München 2012/2013“ mit
Bürgermeisterin Christine Strobl und Stadtschulrat Rainer Schweppe. The-
men sind u.a. Bildungsgerechtigkeit durch berufliche Schulen, alternative
Wege zur Hochschulreife, Baumaßnahmen an beruflichen Schulen sowie
die neue städtische Fachschule für Fahrzeugtechnik und Elektromobilität.

Donnerstag, 8. November, 18.30 Uhr,

Halle Technisches Rathaus, Friedenstraße 40

Stadtdirektor Karl Höferle, Leiter der Hauptabteilung Tiefbau im Baureferat,
empfängt in Vertretung von Baureferentin Rosemarie Hingerl zum elften
Mal Bürgerinnen und Bürger, die an der Aktion „Bei Anruf Licht“ teilge-
nommen haben, und überreicht die Hauptpreise aus der Verlosung.
Auch dieses Jahr haben sich die Münchner Bürgerinnen und Bürger wie-
der rege engagiert und durch ihre Meldungen die Abteilung Straßenbe-
leuchtung und Verkehrsleittechnik unterstützt. Insgesamt wurden 8.551
Störungen gemeldet, die von den Fachkräften jeweils innerhalb von drei
Tagen behoben wurden, sofern nicht der komplette Austausch der Anlagen
nötig war.
Als Dank für dieses bürgerschaftliche Engagement wurden unter allen
Anruferinnen und Anrufern wieder Geldpreise im Wert von 15.000 Euro so-
wie 22 Sachpreise verlost. Die  Gewinne werden im Rahmen eines kleinen
Empfanges überreicht. Weitere Informationen zur Aktion sind im Internet
unter www.muenchen.de/baureferat abrufbar.

Freitag, 9. November, 11 Uhr, Rathaus, Kleiner Sitzungssaal

Das Bündnis „München sozial – wir halten die Stadt zusammen“ über-
reicht Bürgermeisterin Christine Strobl das Qualitätssiegel „Soziale Stadt
München“. Das Bündnis, in dem sich mehr als 50 Akteure des Sozialbe-
reichs zusammengeschlossen haben, würdigt damit den hohen Leistungs-
standard der Stadt im Bemühen um soziale Gerechtigkeit in München.

Freitag, 9. November, 12.30 Uhr,

Grundschule an der Feldbergstraße 85

Stadtrat Hans Podiuk (CSU) spricht in Vertretung des Oberbürgermeisters
Grußworte zum 50-jährigen Jubiläum der Grundschule an der Feldberg-
straße.

http://www.muenchen.de/baureferat
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Freitag, 9. November, ab 14 Uhr vor dem Gedenkstein der

ehemaligen Hauptsynagoge in der Herzog-Max-Straße

Namenslesung für die deportierten und ermordeten Münchner Juden.
Dr. Andreas Heusler vom Stadtarchiv München leitet die Namenslesung
ein und Dr. Anne-Barb Hertkorn vom NS-Dokumentationszentrum Mün-
chen spricht ein Schlusswort. Der Schauspieler Stefan Wilkening begleitet
das Programm durch Zwischentexte.
Bereits am 8. November findet um 18 Uhr im Saal des Alten Rathauses

zum Gedenken an die Opfer der Novemberpogrome 1938 eine öffentliche
Gedenkstunde statt.

Montag, 12. November, 17 Uhr, Saal des Alten Rathauses

Bürgermeisterin Christine Strobl überreicht den Erasmus-Grasser-Preis
der Landeshauptstadt München. Grußworte sprechen der Referent für
Arbeit und Wirtschaft Dieter Reiter sowie der Präsident der Handwerks-
kammer für München und Oberbayern Heinrich Traublinger. Der Erasmus-
Grasser-Preis wird in diesem Jahr zum 20. Mal in Kooperation mit der
Handwerkskammer für München und Oberbayern verliehen. Er würdigt
das Münchner Handwerk und seine besondere Bedeutung für die Ausbil-
dung junger Menschen.

Bürgerangelegenheiten

Dienstag, 13. November, 19 Uhr, Gaststätte „Hofbräuhaus“,

Münchner Zimmer, Am Platzl 9 (nicht barrierefrei)

Sitzung des Bezirksausschusses 1 (Altstadt - Lehel).

Dienstag, 13. November, 18 bis 19 Uhr,

Bürgerbüro, Schellingstraße 28 a (barrierefrei)

Bürgersprechstunde des Bezirksausschusses 3 (Maxvorstadt).

Dienstag, 13. November, 19.30 Uhr,

Palais Dürckheim, Türkenstraße 4 (nicht barrierefrei)

Sitzung des Bezirksausschusses 3 (Maxvorstadt).

Dienstag, 13. November, 19.30 Uhr,

Sozialbürgerhaus, Meindlstraße 14 (barrierefrei)

Bürgersprechstunde des Bezirksausschusses 7 (Sendling - Westpark) mit
der Vorsitzenden Ingrid Notbohm.
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Dienstag, 13. November, 20 Uhr,

Sozialbürgerhaus, Meindlstraße 14 (barrierefrei)

Sitzung des Bezirksausschusses 7 (Sendling - Westpark).

Dienstag, 13. November, 19.30 Uhr,

Gaststätte „Bürgerheim“, Bergmannstraße 33 (barrierefrei)

Sitzung des Bezirksausschusses 8 (Schwanthalerhöhe). Zu Beginn der
Sitzung findet eine Bürgersprechstunde mit dem Vorsitzenden Ludwig
Wörner statt.

Dienstag, 13. November, 19.30 Uhr,

Sportgaststätte „Halbzeit“, Englschalkinger Straße 206

(nicht barrierefrei, eine kleine Stufe)

Sitzung des Bezirksausschusses 13 (Bogenhausen). Zu Beginn der Sit-
zung findet eine Bürgersprechstunde statt.

Dienstag, 13. November, 19.30 Uhr, Stadtteilkulturzentrum

Giesinger Bahnhof, „Gepäckhalle“, Giesinger Bahnhofplatz 1

(barrierefrei)

Sitzung des Bezirksausschusses 17 (Obergiesing - Fasangarten). Zu Be-
ginn der Sitzung findet eine Bürgersprechstunde mit dem Vorsitzenden
Horst Walter statt.

Dienstag, 13. November, 19 Uhr, Vereinsheim, Eversbuschstraße 161

(barrierefrei)

Sitzung des Bezirksausschusses 23 (Allach - Untermenzing) Zu Beginn der
Sitzung findet eine Bürgersprechstunde mit der Vorsitzenden Heike
Kainz statt.

Dienstag, 13. November, 19 Uhr,

Pfarrsaal St. Agnes, Waldmeisterstraße 34 (barrierefrei)

Bürgersprechstunde des Bezirksausschusses 24 (Feldmoching - Hasen-
bergl) mit dem Vorsitzenden Markus Auerbach.

Dienstag, 13. November, 19.30 Uhr,

Pfarrsaal St. Agnes, Waldmeisterstraße 34 (barrierefrei)

Sitzung des Bezirksausschusses 24 (Feldmoching - Hasenbergl).
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Meldungen

(teilweise voraus)
Wertstoffhöfe teilweise überlastet

(6.11.2012) Vergangenen Freitag und Samstag musste der Abfallwirt-
schaftsbetrieb München (AWM) wegen Überlastung zahlreiche Wertstoff-
höfe im Stadtgebiet schließen. Die Münchnerinnen und Münchner nutzten
das schöne Wetter, die Herbstferien und den Feiertag, um zu entrümpeln
und die Gärten winterfest zu machen und lieferten große Mengen Grüngut
und Sperrmüll an. Eventuell kann es noch in den kommenden Tagen immer
wieder zu Schließungen vereinzelter Wertstoffhöfe kommen, oder dazu,
dass einzelne Fraktionen von Abfällen wegen übervoller Container nicht
angenommen werden können. Der AWM bittet um Verständnis und dar-
um, insbesondere die Gartenabfallentsorgung nach Möglichkeit auf die
nächste Woche zu verschieben.
Aktuelle Informationen über die Öffnungssituation der Wertstoffhöfe kön-
nen die Bürgerinnen und Bürger über das Infotelefon des AWM unter
2 33-9 62 00 und jederzeit im Internet auf www.awm-muenchen.de ein-
holen.

Bürgerversammlung für den Stadtbezirk 25

(6.11.2012) Oberbürgermeister Christian Ude lädt in Abstimmung mit dem
Bezirksausschuss 25 (Laim) am Dienstag, 20. November, 19 Uhr, in die
Lukas-Hauptschule, Riegerhofstraße 18, 80686 München, zu einer Bürger-
versammlung des 25. Stadtbezirkes ein.
Die Leitung der Versammlung übernimmt Bürgermeisterin Christine Strobl.
Zu Beginn informieren sie und der Bezirksausschussvorsitzende Josef
Mögele über wichtige Themen und Projekte im Stadtbezirk.
Schwerpunktthemen werden voraussichtlich sein:
1. Sachstand S-Bahn-Stammstrecke
2. Sachstand Umweltverbundröhre
3. Camerloher Schule – baulicher Zustand
4. Bebauung ehemaliges Straßenbahn-Depot Westendstraße
5. Sachstand Kulturelles Zentrum Laim (Hogenbergstraße)
6. ehemaliges Kaufhaus Beck – Planungen
7. Versorgung mit Kindereinrichtungen im Stadtbezirk – Planungen
Alle Besucherinnen und Besucher der Bürgerversammlung, die an den
Abstimmungen teilnehmen wollen, werden gebeten, ihren amtlichen Licht-
bildausweis mitzubringen, um sich als Stadtviertel-Bürger ausweisen zu

http://www.awm-muenchen.de
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können. Sie erhalten daraufhin eine Karte, die sie berechtigt, an allen Ab-
stimmungen mitzuwirken.
Anträge sind in der Bürgerversammlung persönlich zu stellen und schrift-
lich einzureichen. Das entsprechende Formular findet sich im Internet un-
ter www.muenchen.de/buergerversammlungen, wird aber auch zu Beginn
der Bürgersammlung ausgegeben.
Die von der Bürgerversammlung angenommenen Anträge werden im
Wortlaut in der Geschäftsstelle West der Bezirksausschüsse 20, 21, 22,
23 und 25, Landsberger Straße 486, 81241 München, für die Öffentlichkeit
ausgelegt. Ebenfalls kann in der Geschäftsstelle die Stellungnahme des
Stadtrates beziehungsweise des Bezirksausschusses zu den Anträgen
eingesehen werden.
Gehörlosen Bürgerinnen und Bürgern, die an der Bürgerversammlung ih-
res Stadtbezirks teilnehmen, werden auf Antrag die Kosten für einen Ge-
bärden-Dolmetscherdienst erstattet. Nähere Auskünfte erteilen gerne der
Gehörlosenverband München und Umland, Regionalcenter, www.gmu.de,
regionalcenter@gmu.de, Bildtelefon 99 26 98 63, Fax 99 26 98-21, oder
das Direktorium der Landeshauptstadt München, Marienplatz 8, 80331
München, Susan Gummelt, buergerversammlung.dir@muenchen.de, Fax
2 33-2 52 41. Der Versammlungsort ist barrierefrei.
Bürgersprechstunde

Von 18 bis 19 Uhr stehen Vertreterinnen und Vertreter aus folgenden Berei-
chen interessierten Bürgerinnen und Bürgern Rede und Antwort: Baurefe-
rat-Gartenbau und Tiefbau, Bauzentrum, Kreisverwaltungsreferat-Straßen-
verkehr, Referat für Gesundheit und Umwelt, Energieberatung, Münchner
Verkehrsgesellschaft-Öffentlicher Nahverkehr, Polizeiinspektion, Stadt-In-
formation und der Bezirksausschussvorsitzende Josef Mögele.

EnergieSparTage im Bauzentrum München

(6.11.2012) Wer eine Bestandsimmobilie saniert, muss sich zunächst einen
Überblick verschaffen und hinterfragen, welches Vorhaben für die Immo-
bilie geeignet ist. Von der Frage nach dem idealen Dämmstoff über den
Einsatz regenerativer Energieträger bis hin zur Beurteilung von Sanie-
rungskonzepten gibt es bei den EnergieSparTagen im Bauzentrum Mün-
chen am Samstag und Sonntag, 10. und 11. November (9.30 bis 17.30 Uhr),
Tipps, wie gute Qualität zu einem vernünftigen Preis verwirklicht werden
kann. Immobilienbesitzerinnen und -besitzer, Mieterinnen und Mieter so-
wie das Fachpublikum können sich Anregungen holen, wie Betriebs- und
Unterhaltskosten langfristig gesenkt, Fördermittel richtig kombiniert und
insbesondere der Energieverbrauch drastisch gesenkt werden können.
Einen zusätzlichen Schwerpunkt bei der Veranstaltung bilden die Münchner

http://www.muenchen.de/buergerversammlungen
http://www.gmu.de
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Solartage, die von der Innung Spengler, Sanitär- und Heizungstechnik Mün-
chen betreut werden und zeitgleich im Bauzentrum München stattfinden.
Schirmherr der EnergieSparTage 2012 ist Bürgermeister Hep Monatzeder.
Insgesamt 26 Vorträge in zwei Vortragsreihen, ein Ausstellerforum und
mehr als 30 Infostände erwarten die Besucherinnen und Besucher der
EnergieSparTage 2012. Themen werden unter anderem sein: Photovoltaik
und Solarthermie, Wärmedämmung, Strom sparen, Bauen mit Holz, Bar-
rierefreies Bauen und Sanieren und das Beantragen von Fördermitteln.
Neben vielen Firmen sind auch wieder Verbände und Institutionen mit Info-
ständen vertreten; so zum Beispiel der Eigenheimerverband Bayern e.V.,
der Bauherren-Schutzbund e.V., die Deutsche Gesellschaft für Sonnen-
energie e.V. und die Bayerische Architektenkammer.
Fachgespräch über gesetzliche Lage bei der Gebäudesanierung

Im Vorfeld der EnergieSparTage bietet das Fachgespräch „Neue Verordnun-
gen und Gesetze zur Gebäudesanierung“ am Donnerstag, 8. November
(17.30 bis 20 Uhr), einen Überblick zum aktuellen Stand wichtiger Vorschrif-
ten und gesetzlicher Grundlagen zur Sanierung von Gebäuden. Sowohl In-
vestorinnen und Investoren als auch Anbieterinnen und Anbieter fordern
für die energetische Sanierung von Gebäuden zuverlässige und unterstüt-
zende Rahmenbedingungen. Da die Planung und Ausführung größerer Sa-
nierungsmaßnahmen durchaus Jahre dauern kann, wünschen sich viele
Beteiligte verbindlichere Regelungen bei den Fördermitteln und – nicht wie
bislang üblich – Regelungen, die sich kurzfristig immer wieder ändern oder
deren Änderung regelmäßig angekündigt wird.
Der Eintritt zu allen Veranstaltungen ist kostenlos. Für das Fachgespräch
wird jedoch um Anmeldung unter bauzentrum.rgu@muenchen.de gebeten.
Das komplette Programm der EnergieSparTage gibt es im Internet unter:
www.muenchner-energiespartage.de.
Das Bauzentrum München befindet sich in der Messestadt Riem an der
Willy-Brandt-Allee 10 (U2, Haltestelle Messestadt West), von dort nur fünf
Gehminuten; mit der S2 bis Haltestelle Riem, dort umsteigen in Bus 190
bis Messestadt West; mit dem Auto Über die A94, Ausfahrt München-
Riem oder Feldkirchen-West, Parkhaus direkt hinter dem Bauzentrum
München). Internet: www.muenchen.de/bauzentrum, Telefon 54 63 66-0,
E-Mail: bauzentrum.rgu@muenchen.de;

Tag der offenen Tür in der Beschwerdestelle für Probleme

in der Altenpflege

(6.11.2012) Die Beschwerdestelle für Probleme in der Altenpflege lädt
am Freitag, 9. November, zum Tag der offenen Tür in die Burgstraße 4 ein.
Ab 13 Uhr informiert die Beschwerdestelle mit Vorträgen und einem Film

http://www.muenchner-energiespartage.de
http://www.muenchen.de/bauzentrum
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über ihre Arbeit und steht interessierten Angehörigen und betroffenen Pfle-
gebedürftigen offen. Selbstverständlich sind auch Pflegekräfte und alle be-
ruflich mit der Altenpflege Beschäftigten herzlich willkommen. Es gibt Kaf-
fee und Gebäck und es besteht die Möglichkeit der Einzelberatung und
des persönlichen Austausches.

Eröffnung des Bauernmarktes am Rainer-Werner-Fassbinder-Platz

(6.11.2012) Am Freitag, 9. November, feiert die Händlerschaft zusammen
mit allen Bürgerinnen und Bürgern die Eröffnung des neuen Bauernmarkts
für Neuhausen - Nymphenburg am Rainer-Werner-Fassbinder-Platz. Von
14 bis 18 Uhr läuft der Marktbetrieb. Eine bayerische Band sorgt zeitgleich
für zünftige Stimmung. Zu jeder vollen Stunde gibt es tolle Preise an einem
Glücksrad zu gewinnen. Der Bauernmarkt am Rainer-Werner-Fassbinder-
Platz findet ab sofort jeden Freitag statt.

Vorbereitungen für die Stadtteilwoche Moosach laufen an

(6.11.2012) Vom 14. bis 20. Juni veranstaltet das Kulturreferat in Zusam-
menarbeit mit dem Bezirksausschuss 10 (Moosach) eine Stadtteilwoche
im Stadtteil Moosach: Eine erste Vorbereitungssitzung findet am Donners-
tag, 8. November, um 19 Uhr im Pelkovenschlössl, Moosacher St.-Mar-
tins-Platz 2, statt. Eingeladen und zur Mitgestaltung und Mitarbeit aufge-
rufen sind alle im Viertel ansässigen Vereine, Initiativen, Institutionen,
Künstlerinnen und Künstler sowie alle interessierten Bürgerinnen und Bür-
ger. Bei dieser ersten Sitzung werden das Konzept der Stadtteilwoche vor-
gestellt und erste Ideen und Beteiligungsmöglichkeiten gesammelt sowie
die Anmeldeformulare ausgegeben. Eine Anmeldung zur Sitzung ist nicht
erforderlich.
Nähere Informationen erteilt das Kulturreferat unter der Rufnummer
2 33-2 81 25. Der Termin ist auch im Internet unter www.muenchen.de/
stadtteilkultur einsehbar.

„Yellow Submarine” von George Dunning im Filmmuseum

(6.11.2012) Begleitend zur Pop Art-Ausstellung in der Villa Stuck zeigt das
Filmmuseum im Münchner Stadtmuseum, St.-Jakobs-Platz 1, am Don-
nerstag, 8. November, um 19 Uhr in der Reihe „Open Scene“ den Beatles-
Zeichentrickfilm „Yellow Submarine“ von George Dunning (Großbritannien
1968, 90 Minuten, Originalfassung mit Untertiteln). Der Kurator der Aus-
stellung, Roland Wenninger, hält eine Einführung.
„Yellow Submarine“ erzählt ein harmloses Flower-Power-Märchen: Im
Pepperland sind die fröhlichen, friedlichen Hippie-Bewohner bedroht, weil
die militaristischen und schlecht gelaunten Blaumiesen (im Original: „Blue

http://www.muenchen.de/stadtteilkultur
http://www.muenchen.de/stadtteilkultur
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Meanies“) sie vernichten wollen. Die wehrlosen Pepperländer rufen die
Beatles aus Liverpool zu Hilfe, die per gelbem Unterseeboot nach Pepper-
land geholt werden und die Welt mit ihrer Musik retten sollen.
Als Zeichner wurde der deutsche Illustrator und Grafikdesigner Heinz Edel-
mann (1934 - 2009) engagiert, der die internationale Grafik der 1960-er und
1970-er Jahre stark beeinflusst hat. Als Art Director war er stark an der
Entwicklung von „Yellow Submarine“ beteiligt und schuf den schrillen Look
des Films, den ersten abendfüllenden Zeichentrickfilm, der nicht für Kinder
gemacht ist. Edelmann setzte bunte flächige Bilder nach Psychedelic-Art.
So fahren die Beatles in ihrem „Yellow Submarine“ zwischen Fischen mit
Armen, Teetassen mit Beinen, fliegenden Handschuhen und lachenden
Walherden umher und verkünden: „We all live in a Yellow Submarine.“
In der Ausstellung „Die Sammlung Gunter Sachs. Von Max Ernst bis Andy
Warhol“, die noch bis zum 20. Januar 2013 im Museum Villa Stuck zu se-
hen ist, ist ein kleiner Bereich auch den Arbeiten von Heinz Edelmann ge-
widmet.
Der Eintritt kostet 4 Euro, ermäßigt 3 Euro. Telefonische Kartenreservie-
rungen sind unter 2 33-9 64 50 möglich.
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Dienstag, 6. November 2012

Corneliusbrücke – Zustand der Insel

Anfrage Stadträte Richard Quaas und Georg Schlagbauer (CSU) vom
23.8.2012

Antwort Baureferat:

In Ihrer Anfrage führen Sie aus: „Der Zustand der Insel an der Cornelius-
brücke ist, nachdem der letzte Sandstrand dort schon viele Monate her
ist, bejammernswert. Die Brüstungen sind mit unschönen Graffiti be-
schmiert, der Rasen zertreten und die einstmals von Rosensträuchern
umrahmte Säule nackt. Auch der sonstige Reinigungszustand lässt zu
wünschen übrig, Abfall liegt auf den Treppen und aus den Ritzen sprießen
Pflanzen und Bäumchen, was baldige starke Schäden erwarten lässt. Es
wäre höchste Zeit, diesen beschaulichen Ort wieder in einen ordentlichen
Zustand zu versetzen.“

Die von Ihnen gestellten Fragen beantworte ich wie folgt:

Frage 1:

Warum ist der Pflegezustand der Insel auf der Corneliusbrücke derzeit so
schlecht, dass wochenlang Abfall herum liegt und, dass aus den Fugen der
Mauern und Treppen Pflanzen und Bäumchen hervorsprießen?

Frage 2:

Warum wird der Pflanzenbewuchs nicht entfernt, obwohl bekannt ist, dass
die Folgeschäden bei der Nichtentfernung aus den Treppen- und Mauerrit-
zen kostenspielige Sanierungen zur Folge hat?

Antwort zu Frage 1 und 2:

Die Fläche wird durch eine vom Baureferat beauftragte Firma regelmäßig
kontrolliert und gereinigt. Die vertraglich festgelegten Reinigungspflichten
werden seitens der Stadt überwacht und im Bedarfsfall auch beanstan-
det. Gegebenenfalls werden Nachbesserungen gefordert. Eine Intensivie-
rung des Reinigungsturnusses wird gegebenenfalls angepasst.
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Im Interesse der Bürgerinnen und Bürger, aber auch der auswärtigen Be-
sucherinnen und Besucher verfolgen wir stets das Ziel, die Sauberkeit im
gesamten Stadtgebiet, einschließlich der Bastion an der Corneliusbrücke,
zu gewährleisten und stetig zu verbessern. Dieses Problem werden wir
jedoch nicht allein durch reinen Reinigungseinsatz in den Griff bekommen.
Hier ist vor allem auch jeder Einzelne gefragt, mit dem öffentlichen Raum
pfleglicher umzugehen. Aus diesem Grund versucht die Stadtverwaltung
zunehmend ressortübergreifend, Bürgerinnen und Bürger durch umfangrei-
che Öffentlichkeitsarbeit und Aufklärung über die bestehenden Bestim-
mungen und die Reinigungsleistungen zu informieren.
Hinsichtlich der Pflanzen teilen wir Ihnen mit, dass es leider nicht möglich
ist, alle Brücken in München von Kräutern frei zu halten. Die Bausubstanz
der Brücke wird jedoch durch angeflogene Gräser und Stauden weder
maßgebend beeinträchtigt, noch werden dadurch Sanierungen notwendig.
Es wird durch laufende Bauwerksbeobachtungen und -prüfungen sicherge-
stellt, dass die notwendigen Maßnahmen zur Verhinderung von Bauwerks-
schäden rechtzeitig eingeleitet werden.

Frage 3:

Warum werden die Schmierereien an den Balustraden nicht entfernt, nach-
dem hinlänglich bekannt ist, dass in der Regel die Nichtentfernung von
Graffitis weitere Schmierereien zur Folge haben?

Antwort:

Das Verunstalten von Oberflächen durch unerwünschtes Bemalen und
Besprühen mit Farbe kann mit vertretbarem Aufwand kaum verhindert
werden. Sollten dem Baureferat zwischen den Wartungsterminen anstößi-
ge Schmierereien (nazistisch, sexistisch, gewaltverherrlichend oder mit
sonstigem strafrechtlich relevanten Inhalt) durch Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter oder Bürgerinnen und Bürger bekannt werden, werden diese um-
gehend entfernt. Aber allein schon die Zahl von 1.300 Ingenieurbauwerken
macht deutlich, dass eine häufige Inspektion und Reinigung eines jeden
Bauwerkes finanziell und personell nicht möglich ist. Darüber hinaus hat
uns die Erfahrung leider gezeigt, dass die Wände und Brüstungen im Be-
reich der Bastion nach vollständiger Entfernung der Graffiti zeitnah wieder
besprayt sind.

Nach geprüfter Situation vor Ort und außer turnusmäßig werden wir den-
noch hier demnächst eine Entfernung der Graffitis und Schmierschriften
veranlassen.
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Frage 4:

Bis wann kann damit gerechnet werden, dass die Anlage wieder in einen
sauberen und angenehmen Ort verwandelt wird?

Antwort:

Die zu den Fragen 1 bis 3 erläuterten Maßnahmen sind bereits veranlasst
und werden zeitnah abgeschlossen sein.
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Verkehrsschilder erkennbar halten!

Anfrage Stadtrat Richard Quaas (CSU) vom 21.9.2012

Antwort Baureferat:

In Ihrer Anfrage vom 21.09.2012 führen Sie aus, dass eine Vielzahl von Ver-
kehrsschildern mit Aufklebern und Schmierereien übersät sind und da-
durch oft der eigentliche Zweck des Schildes nicht mehr zweifelsfrei zu
erkennen ist. Die von Ihnen hierzu gestellten Fragen beantworte ich wie
folgt:

Frage 1:

Wer ist für die Instandhaltung der Verkehrsschilder in der Stadt zuständig?

Antwort:

Die Verkehrsschilder gemäß Straßenverkehrsordnung sowie die Straßen-
namenstafeln werden vom Baureferat aufgestellt und unterhalten.

Frage 2:

Werden Verkehrsschilder in bestimmten Intervallen auf ihre Lesbarkeit
und Unversehrtheit hin überprüft?

Antwort:

Im Rahmen der turnusmäßigen Begehungen werden alle öffentlichen Ver-
kehrsflächen und somit auch die Verkehrsschilder kontrolliert.
Leider hat in den vergangenen Jahrzehnten die Unsitte im Stadtgebiet, wie
auch in allen anderen Großstädten zugenommen, die vorhandene Infra-
struktur wie z.B. Verkehrsschilder, Ampelmasten und Parkscheinautoma-
ten mit Zetteln, Aufklebern oder Graffitis zu verunstalten oder sogar voll-
ständig zu zerstören.

Frage 3:

Wenn ja, in welchem Zeitraum?

Antwort:

Der Begehungsturnus ist unmittelbar abhängig von der Verkehrsbedeu-
tung und -belastung der jeweiligen Straße. Hochbelastete Straßen werden
einmal wöchentlich und kleine Anliegerstraßen vierteljährlich kontrolliert.
Hierbei festgestellte Schäden werden erfasst und für eine Reparatur durch
den zuständigen Straßenunterhaltsbezirk aufgenommen. Zerstörte oder
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unkenntlich gemachte Schilder werden vom Verkehrszeichenbetrieb unver-
züglich ersetzt.

Frage 4:

Sind der Verwaltung die Zustände bei den Verkehrsschildern besonders in
der Innenstadt bekannt?

Antwort:

Wie zu Frage 2 ausgeführt wurde, werden alle öffentlichen Verkehrsflächen
turnusmäßig kontrolliert.

Frage 5:

Ist eine Reinigungsaktion der Verkehrsschilder in der Altstadt vorgesehen,
um die Erkennbarkeit der Beschilderung wieder herzustellen?

Antwort:

Schilder, die nicht mehr erkennbar bzw. zerstört sind, werden durch neue
Schilder ersetzt. Im Rahmen der personellen Möglichkeiten reinigt das
Baureferat auch beklebte bzw. mit Graffitis verunstaltete Verkehrszeichen.
Hierbei steht die Erhaltung der Verkehrssicherheit und die Beseitigung von
rassistischen, antisemitischen und diskriminierenden Graffitis/Aufklebern
im Vordergrund.
Die in der Anfrage angeführte Beschädigung der Zusatzbeschilderung in
der Dienerstraße wird nach den Großeinsätzen im Zuge des Oktoberfe-
stes und durch die Feierlichkeiten zum Tag der Deutschen Einheit über-
prüft, bei Bedarf gereinigt bzw. ersetzt.

Frage 6:

Wenn ja, wann?

Antwort:

Wie zu Frage 5 ausgeführt wurde, erfolgt die Reinigung situationsabhängig
während eines Jahres.

Frage 7:

Wenn nein, warum nicht und wie wird das Problem sonst beseitigt?

Antwort:

Siehe Antwort zu Frage 5 und Frage 6.
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München unterstützt die „Aktion Blaulicht“ – Sonderrecht nach § 35

StVO bei dringenden lebensrettenden Einsätzen der Tierambulanz

Antrag Stadtrat Karl Richter (BIA) vom 9.7.2012

Antwort Kreisverwaltungsreferent Dr. Wilfried Blume-Beyerle:

Ihr an das Kreisverwaltungsreferat gerichteter Antrag zielt darauf ab, eine
„Aktion Blaulicht“ der Tierrettung München zu unterstützen, in dem

1. bei Einsätzen der „Tierrettung München e.V.“ die Fahrt mit Blaulicht und
freier Durchfahrt bei roten Ampeln als Sonderrecht nach § 35 StVO ge-
nehmigt wird;

2. die LHM darüber hinaus auch beim Freistaat ein Zeichen setzt und sich
für eine entsprechende generelle Regelung auf Landesebene einsetzt.

Der Vollzug der StVO ist eine laufende Angelegenheit, deren Besorgung
nach Art. 37 Abs. 1 Nr. 1 GO und § 22 GeschO dem Oberbürgermeister
obliegt. Nach § 60 Abs. 9 GeschO dürfen sich Anträge ehrenamtlicher
Stadtratsmitglieder nur auf Angelegenheiten beziehen, für deren Erledi-
gung der Stadtrat zuständig ist. Eine beschlussmäßige Behandlung der
Angelegenheit im Stadtrat ist daher rechtlich nicht möglich.

Ich erlaube mir daher, Ihren Antrag in Abstimmung mit dem Oberbürger-
meister auf dem Schriftwege zu beantworten.

Zu Ihrem Antrag nimmt das Kreisverwaltungsreferat wie folgt Stellung:

Die Tierrettung München e.V. hat auf Nachfrage betont, kein Interesse an
der Nutzung von Sonderrechten nach § 35 StVO zu haben.

Der Kreis der Einrichtungen, Behörden und Organisationen, die bei Ihrer
Tätigkeit Sonderrechte nach § 35 StVO in Anspruch nehmen dürfen, soweit
dies bei der Erfüllung hoheitlicher Aufgaben dringend geboten ist, ist in §
35 StVO abschließend aufgeführt.
Die Tierrettung München e.V. gehört nach ihrer Aufgabenstellung nicht zum
Kreis der Berechtigten.

Eine Zuerkennung der Sonderrechte nach § 35 StVO wäre nur im Zuge ei-
ner Ausnahmegenehmigung von den Vorschriften der StVO möglich. Für
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die Erteilung einer Ausnahmegenehmigung ist nicht das Kreisverwaltungs-
referat, sondern die Regierung von Oberbayern zuständig.

Ihre Forderung in Punkt 2. Ihres Antrages, die LHM solle sich beim Frei-
staat für eine generelle Regelung auf Landesebene einsetzen geht inso-
weit ins Leere, als es sich bei der StVO um Bundesrecht handelt.

Um Kenntnisnahme von den vorstehenden Ausführungen wird gebeten.
Wir gehen davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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Hygienemängel bei Lebensmittel-Großbetrieben – eine unendliche

Geschichte?

Anfrage Stadtrat Karl Richter (BIA) vom 13.9.2012

Antwort Kreisverwaltungsreferent Dr. Wilfried Blume-Beyerle:

Mit Ihrer Anfrage vom 13.09.2012 weisen Sie auf Folgendes hin:
„Nach dem Skandal um die Großbäckerei ‚Müller Brot’ sorgen jetzt offen-
bar vom KVR zutagegeförderte Hygienemängel bei der Großmetzgerei
Vinzenzmurr für weitere Verunsicherung der Öffentlichkeit. Die Vorfälle sind
geeignet, Kundenvorbehalte gegenüber anonymen und überregionalen
Großbetrieben – zumal im Lebensmittelbereich – zu bestärken. Fragen
sind naheliegend.“

Ihre Anfrage hat mir Herr Oberbürgermeister Christian Ude zur unmittelba-
ren Beantwortung übergeben.

Ihre Fragen werden in Abstimmung mit dem Oberbürgermeister wie folgt
beantwortet:

Frage 1:

Gerade Firmenketten mit zahlreichen Filialen stellen auch den Wirtschafts-
kontrolldienst (WKD) des Kreisverwaltungsreferates vor besondere Her-
ausforderungen; gerade einmal 46 Beamte sind im Münchner Stadtgebiet
immerhin für fast 20.000 Betriebe zuständig. Wie ist die Überprüfung spe-
ziell solcher Firmenketten in der Lebensmittelbranche durch den WKD ge-
regelt – nehmen solche Unternehmen einen besonderen Stellenwert in der
Kontrolltätigkeit des WKD ein? Gibt es ggfs. Schwerpunktaktionen des
WKD, in deren Rahmen besonders Großbetriebe und ihre Einzelfilialen
kontrolliert werden?

Antwort:

Jeder Lebensmittelbetrieb in München wird, unabhängig von Größe und
Filialanzahl, risikoorientiert in regelmäßigen Abständen durch die Lebens-
mittelüberwachung kontrolliert. Im Übrigen wird auf den Stadtratsbe-
schluss vom 24.04.2012 verwiesen.

Frage 2:

Inwieweit wurden neben den bekanntgewordenen Fällen – „Müller Brot“
und Vinzenzmurr – weitere überregional bekannte Lebensmittel-, aber auch
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z.B. Fastfood-Ketten und ihre Einzelfilialen wegen Beanstandungen auffäl-
lig.

Antwort:

Es gab keine diesbezüglichen Auffälligkeiten.

Frage 3:

Inwieweit kann das KVR aus der Sicht des WKD die Einschätzung bestäti-
gen, dass es bei Großbetrieben und ihren Filialen grundsätzlich häufiger
Anlass zu Beanstandungen im Hygienebereich gibt, als bei kleineren, etwa
familiär geführten Lebensmittelbetrieben?

Antwort:

Diese Einschätzung kann nicht bestätigt werden.
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Ein denkwürdiger Abend vor dem Unions-Bräu in Haidhausen

Anfrage Stadtrat Karl Richter (BIA) vom 5.9.2012

Antwort Kreisverwaltungsreferent Dr. Wilfried Blume-Beyerle:

In Ihrer Anfrage schildern Sie uns, dass es am Rande einer Saalveranstal-
tung der Freien Wähler im „Unions-Bräu“, Einsteinstraße 42 am 27.08.2012
vor dem Eingangsbereich der Gaststätte zu einer Verteilung von Flugblät-
tern kam.
Nach Ihren Angaben beinhalteten die verteilten Flugblätter den themati-
schen Rahmen der Saalveranstaltung („Gegen ESM und Fiskalpakt“).
Sie führen aus, dass das Verteilen der oben beschriebenen Flugblätter von
einem nicht unerheblichen Polizeiaufgebot begleitet wurde und durch die
Polizei gegen 19:45 Uhr mehrere Platzverweise ausgesprochen worden
sind.

Das Kreisverwaltungsreferat vollzieht gemeinsam mit dem Baureferat
bzw. der Polizei die sondernutzungsrechtlichen bzw. straßen- und wege-
rechtlichen Vorschriften in der Landeshauptstadt München.

Vor diesem Hintergrund beantworte ich Ihre Fragen wie folgt:

Frage 1:

Inwieweit stellt eine Flugblattverteilung eine Sondernutzung von öffentli-
chem Grund im Sinne des bayerischen Straßen- und Wegegesetzes dar?

Antwort:

Die Verteilung von Flugblättern durch Personen auf öffentlichem Verkehrs-
grund ohne zusätzliche Hilfsmittel wie zum Beispiel Informationsstände
stellt keine Sondernutzung nach dem Bayerischen Straßen- und Wegege-
setz (BayStrWG) dar und unterliegt dem
Gemeingebrauch.

Auf Privatgrund gilt diese Regelung jedoch nicht; hier gilt Hausrecht.

Frage 2:

Wie ist die Verteilung von Flugblättern auf öffentlichem Grund prinzipiell
geregelt, was ihre Zulässigkeit, Genehmigungspflichtigkeit etc. angeht?
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Antwort:

Nachdem keine Sondernutzung im Sinne des Bayerischen Straßen- und
Wegegesetzes beim Verteilen von Flugblättern vorliegt, ist keine behördli-
che Genehmigung erforderlich.

Der kommunikative Gemeingebrauch wäre jedoch dann überschritten,
wenn die Allgemeinheit durch das Verteilen von Flugblättern beeinträchtigt
wird oder Passanten gezielt angesprochen und in ein Gespräch verwickelt
werden.

Frage 3:

Mit welcher Begründung wurden am 27.08., etwa um 19.45 Uhr, Platzver-
weise gegen die Flugblattverteiler vor dem „Unions-Bräu“ ausgespro-
chen? Wie viele Personen waren davon betroffen? Gab es Widersetzlich-
keiten?

Antwort:

Die Zuständigkeit für die Beantwortung dieser Frage liegt beim Polizei-
präsidium München.
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Eine Maßnahme zur Lärmsanierung in Sendling

Antrag Stadtrat Karl Richter (BIA) vom 12.7.2012

Antwort Referat für Gesundheit und Umwelt:

Sie fordern in Ihrem Antrag die Stadt auf, eine Prüfung der Zweckmäßig-
keit und Durchführbarkeit einer Lärmschutzmaßnahme entlang der Bahn-
strecke München-Holzkirchen auf Höhe und in der Umgebung des Anwe-
sens Karwendelstraße 38/40 durchzuführen.

Die dem Antrag zugrunde liegende Thematik liegt außerhalb des Zustän-
digkeitsbereichs der Landeshauptstadt München, da die Deutsche Bahn
AG als Baulastträger für Eisenbahnanlagen des Bundes sowohl für deren
Planung als auch für deren Umsetzung zuständig ist. Ihr Einverständnis
vorausgesetzt, teile ich Ihnen auf diesem Wege zu Ihrem Antrag vom
12.07.2012 Folgendes mit:

Die Problematik der Lärmbelastung an Schienenwegen der Deutschen
Bahn AG ist seit vielen Jahren Gegenstand zahlreicher Bürgerbeschwer-
den, Stadtratsanträgen und Bürgerversammlungsempfehlungen, in denen
dringend Lärmschutz an den bestehenden Schienenwegen innerhalb des
Stadtgebietes gefordert wird.

Die Bundesregierung hat unter anderem auch auf Initiative der Landes-
hauptstadt München im Jahr 1998 ein Sonderprogramm zur Minderung
der Verkehrslärmbelastung (Lärmsanierung) an bestehenden Schienenwe-
gen der Eisenbahnen des Bundes verabschiedet.
Das Förderprogramm umfasst Wohngebiete an Bahnstrecken, an denen
die Sanierungsgrenzwerte von tagsüber 70 dB(A) und nachts 60 dB(A)
überschritten werden. Gefördert werden aktive Schallschutzmaßnahmen
(z. B. Schallschutzwände oder -wälle) sowie auch passive Schallschutz-
maßnahmen (z. B. Schallschutzfenster und schallgedämmte Lüftungsein-
richtungen in Schlafräumen). Bei der Lärmsanierung berücksichtigt werden
ausschließlich bauliche Anlagen, die vor Inkrafttreten des Bundes-Immissi-
onsschutzgesetzes am 01.04.1974 errichtet wurden. Bei dem Lärmsanie-
rungsprogramm handelt es sich um eine freiwillige Leistung des Bundes,
auf die kein Rechtsanspruch besteht.

Zuständig für die Lärmsanierung an Schienenwegen der Eisenbahnen des
Bundes ist die DB-Projektbau GmbH. Von dieser Stelle wurde daher auch
die Priorisierung vorgenommen, die eine hohe Wirksamkeit, ausgedrückt



Rathaus Umschau
Seite 22

in der jeweils erreichbaren Lärmminderung und der Anzahl der damit zu
schützenden Anwohner, gewährleistet. Nachdem die Schwerpunkte der
Lärmbelastung an den Hauptverkehrsachsen München-Augsburg, Mün-
chen-Rosenheim, München-Regensburg, München-Mühldorf und am DB-
Nordring bis zum Anschluss an das Gleisdreieck in München Ost liegen,
wurde die Bahnstrecke München-Holzkirchen bisher nicht in das Pro-
gramm eingestellt.

Die Stadt unterliegt dem Gebot der sparsamen Haushaltsführung bzw.
ökonomischen Zwängen. Sie kann daher in der Regel nur im Rahmen der
Planfeststellungsverfahren oder dort, wo sie in ihren eigenen Rechten be-
troffen ist, eingreifen. Bei der Vielzahl der Schienenwege in München – im
Gegensatz zu den Nachbargemeinden mit nur einer Bahnstrecke – die die
Stadt durchschneiden, ist es daher nicht möglich, dass die Stadt, eigen-
ständig in den Fällen, wo sich der Verursacher nicht zu Schallschutzmaß-
nahmen bereit erklärt, Lärmschutz selbst finanziert und umsetzt. Dies
würde die Finanzkraft der Kommune übersteigen.

Um Kenntnisnahme von den vorstehenden Ausführungen wird gebeten.
Wir gehen davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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„Interkulturelle Versorgung“ am Städtischen Klinikum München

Anfrage Stadtrat Karl Richter (BIA) vom 1.10.2012

Antwort Joachim Lorenz, Referent für Gesundheit und Umwelt:

Ihrer Anfrage liegt folgender Sachverhalt zu Grunde:

„Seit Mitte des letzten Jahrzehnts verfügt das Städtische Klinikum Mün-
chen über ein ‚Fachreferat Interkulturelle Versorgung’, dessen Aufgabe de-
finiert wurde als ‚Erhöhung der Attraktivität des Städtischen Klinikums für
MigrantInnen und Migranten der Landeshauptstadt München durch die
Verbesserung einer migrationssensiblen Angebotsstruktur (Fallzahlenstei-
gerung)’ (Quelle: ‚Interkulturelle Versorgung von MigrantInnen’ – 16.
Münchner Qualitätsforum 2006, http://www.klinikum-muenchen.de/filead-
min/01-Unternehmen/03-Qualitaet/Forum- 2006/
06_Wesselman_interkulturell.pdf). Nach Angaben des Klinikums seien im
1. Halbjahr 2006 durchschnittlich 8,65% aller Patienten Ausländer gewe-
sen, im Schnitt 1.000 Patienten im Monat. Weiter wies das Klinikum darauf
hin, dass der hausinterne Dolmetscherdienst über 60 Mitarbeiter verfüge
und unter anderem Aserbajdschanisch, Assyrisch und Chaldäisch als
Sprachangebote vorhalte. Zudem gebe es einen muslimischen Gebets-
raum im Klinikum Schwabing, weitere Gebetsräume seien in Planung. –
Hier stellen sich Fragen nach den seither erzielten Fortschritten.“
Herr Oberbürgermeister Ude hat mir Ihre Anfrage zur Beantwortung zuge-
leitet. Die von Ihnen angesprochene Angelegenheit fällt nach dem Gesell-
schaftsvertrag in die Zuständigkeit der Geschäftsführung der Städtisches
Klinikum München GmbH. Zur Beantwortung Ihrer Anfrage wird daher im
Folgenden die Antwort der Städtisches Klinikum München GmbH zitiert.

Frage 1:

Wie entwickelte sich die Zahl der Patienten mit nichtdeutscher Herkunft
am Städtischen Klinikum seit 2006 (bitte in näherungsweisen absoluten
Zahlen und Prozentanteilen für die Jahre 2010 und 2011 angeben)?

Antwort:

In den Jahren 2006 bis 2011 wurden Patienten nichtdeutscher Nationalität,
wohnhaft in München und Umgebung im Städtischen Klinikum München
GmbH stationär versorgt (Entlassdaten):
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Tabelle !!!!!!!!!!!!!!!!!!

Frage 2:

Wie konnte der hausinterne Dolmetscherdienst weiterentwickelt werden?
Über wie viele Mitarbeiter verfügt er zum gegenwärtigen Stand?

Antwort:

Der hausinterne Dolmetscherdienst steht an allen Standorten des StKM
Patienten und deren Angehörigen sowie dem Klinikpersonal kostenlos zu
Verfügung. Es handelt sich um die freiwillige Leistung von qualifizierten
Mitarbeitern, hauptsächlich aus der Pflege. Derzeit stehen insgesamt 130
Mitarbeiter/innen für 33 Sprachen zur Verfügung.

Frage 3:

Welche Fortschritte konnten bei der Einrichtung muslimischer Gebetsstät-
ten im Bereich des Städtischen Klinikums seit dem Jahr 2006 erzielt wer-
den?

Antwort:

Die zur Verfügung stehenden Gebetsräume werden von Patientinnen und
Patienten als Stätte der Besinnung und des Gebets genutzt.
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Leinenpflicht für Hunde im Englischen Garten

Antrag Stadtrat Karl Richter (BIA) vom 30.7.2012

Antwort Kreisverwaltungsreferent Dr. Wilfried Blume-Beyerle:

Ihr Antrag vom 30.07.2012 wurde im Auftrag von Herrn Oberbürgermeister
Ude in Federführung dem Kreisverwaltungsreferat zur Bearbeitung zuge-
leitet.

Der Stadtrat soll darstellen, wie die Leinenpflicht für Hunde im Englischen
Garten künftig durchgesetzt werden kann.

Ihren Antrag begründen Sie wie folgt:

„Der Englische Garten ist zusammen mit dem Hofgarten und dem Nym-
phenburger Schlosspark eines der bedeutendsten Gartendenkmäler in
München. Grundsätzlich sind im Englischen Garten Hunde an der Leine
zu führen. In der Praxis halten sich viele Hundehalter nicht daran – mit den
üblichen Folgen, von Gefährdungen etwa für Kleinkinder ganz zu schwei-
gen.
Der zuständigen Bayerischen Schlösserverwaltung fehlt angeblich das
Personal, um den Leinenzwang im Englischen Garten durchzusetzen; man
appelliere ‚an die Vernunft’. Zusätzlich, ist zu erfahren, lässt die städtische
Grünanlagenaufsicht durch private Sicherheitsdienste kontrollieren, ob Hal-
ter ihre Hunde anleinen.
Die Grauzone eines nominellen Verbots für freilaufende Hunde, das aber
faktisch infolge Personalmangels und fehlenden Kontrollmöglichkeiten au-
ßer Kraft gesetzt ist, ist im Kontext des Rechtsstaates schlechterdings
nicht hinnehmbar. In einem ersten Schritt wird die Stadt deshalb aufgefor-
dert, ihre Möglichkeiten aufzuzeigen, wie dem grundsätzlichen Leinen-
zwang im Englischen Garten Geltung verschafft werden kann – und woran
es hapert.“

Nach § 60 Abs. 9 der Geschäftsordnung des Stadtrates dürfen sich Anträ-
ge von ehrenamtlichen Stadtratsmitgliedern nur auf Gegenstände bezie-
hen, für deren Erledigung der Stadtrat zuständig ist.

Die von Ihnen aufgeworfene Thematik betrifft jedoch ausschließlich Ange-
legenheiten, die in den Zuständigkeitsbereich der Staatlichen Schlösser-
und Seenverwaltung fallen. Somit kann mangels eigener Zuständigkeit
keine Behandlung des Antrages im Stadtrat erfolgen.
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Wie sicher sind Münchens Friedhöfe

Antrag Stadtrat Karl Richter (BIA) vom 17.7.2012

Antwort Referat für Gesundheit und Umwelt:

Ihrem Antrag liegt folgender Sachverhalt zu Grunde:

„Dem Stadtrat wird dargestellt

- die allgemeine Sicherheitssituation auf den Münchner Friedhöfen;
- wie sich die Sicherheitssituation auf den Münchner Friedhöfen in den

letzten fünf Jahren ggf. entwickelt hat;
- ob und inwieweit die Münchner Polizei Handlungsbedarf zur Verbesse-

rung der Sicherheitssituation sieht;
- ob und inwieweit ggf. an die Einführung und/oder den Ausbau der

Videoüberwachung auf ausgewählten Münchner Friedhofsarealen
gedacht ist.“

Ihr Einverständnis vorausgesetzt, teile ich Ihnen auf diesem Wege zu Ih-
rem Antrag vom 17.07.2012 Folgendes mit:

Die allgemeine Sicherheitslage auf den Münchner Friedhöfen ist sowohl
aktuell als auch in den vergangenen Jahren positiv. Zum Punkt, „ob und
inwieweit die Münchner Polizei Handlungsbedarf zur Verbesserung der Si-
cherheitssituation sieht“, verweise ich auf den Sicherheitsreport 2011 des
Polizeipräsidiums München. Falls Sie hierzu weitere Fragen haben, wen-
den Sie sich bitte direkt an das Polizeipräsidium München.

Für eine Videoüberwachung der städtischen Friedhöfe besteht aufgrund
der guten Sicherheitslage kein Bedarf.

Ich bitte, von den Ausführungen Kenntnis zu nehmen und gehe davon aus,
dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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Lehrer mit Migrationshintergrund an Münchner Schulen –

Zahlen, Perspektiven

Anfrage Stadtrat Karl Richter (BIA) vom 20.8.2012

Antwort Stadtschulrat Rainer Schweppe:

In Ihrer Anfrage vom 20.08.2012 haben Sie auf eine Forderung der hessi-
schen SPD nach mehr Lehrkräften mit Migrationshintergrund hingewiesen
und in Bezug auf die Landeshauptstadt München drei Fragen dazu ge-
stellt.

Zu den im Einzelnen gestellten Fragen ist Folgendes mitzuteilen:

Frage 1:

Wie hoch ist der Anteil von Lehrern mit „Migrationshintergrund“ an
Münchner städtischen Schulen gegenwärtig? Wie hoch im einzelnen an a)
Grundschulen, b) Realschulen, c) Gymnasien, d) Förderschulen, e) berufs-
bildenden Schulen?

Antwort:

Daten zu einzelnen Beschäftigtenmerkmalen werden nur im erforderlichen
und gesetzlich erlaubten Rahmen für das Personalmanagement erhoben.
Das Merkmal Migrationshintergrund spielt hinsichtlich der Beschäftigung
bei der Landeshauptstadt München keine Rolle und ist daher stadtweit im
Personalmanagementsystem nicht erfasst.

Zu Lehrkräften im staatlichen Dienst ist ohnehin keine Aussage möglich.

Frage 2:

Die LHM bemüht sich – Im Rahmen des Konzepts der „interkulturellen
Öffnung“ – massiv, den Anteil etwa von Auszubildenden mit „Migrations-
hintergrund“ im Bereich der städtischen Verwaltung zu erhöhen. Inwieweit
hielte es die Stadt für sinnvoll, in entsprechender Weise an den Münchner
Schulen den Anteil von Lehrern mit „Migrationshintergrund“ zu erhöhen?
Welche Bemühungen werden unternommen?

Antwort:

Ein Vergleich mit den städtischen Bemühungen im Ausbildungsbereich
kann für den Lehrdienst nicht gezogen werden. Das Ausbildungsmonopol
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im Lehrdienst liegt nämlich beim Freistaat Bayern. Lehramtsstudium und
anschließende Referendariatszeit befinden sich damit nicht in kommunaler
Disposition. Die Landeshauptstadt München kann daher nur auf die schon
ausgebildeten Lehrkräfte am Arbeitsmarkt zugreifen.
Bei der Einstellung von Bewerberinnen und Bewerbern sind die für alle
Einstellungen maßgebenden Rahmenbedingungen zu berücksichtigen, wie
gesetzliche Vorgaben, insbesondere das Allgemeine Gleichbehandlungsge-
setz und die besonderen Vorschriften für die Beschäftigung im öffentlichen
Dienst wie Art. 33 Abs. 2 Grundgesetz, Beamtenstatusgesetz sowie die
vom Stadtrat beschlossenen Einstellungskriterien.

Frage 3:

Seit 2009 gibt es das vom Sportamt, der Münchner Sportjugend, dem
Bayerischen Landessportverband (BLSV) und der Stelle für interkulturelle
Arbeit getragene Projekt „Integration durch Sport“. Dabei sollte in der er-
sten Projektphase die Hälfte der sportpädagogischen Multiplikator/-innen
einen „Migrationshintergrund“ besitzen. Wie hat sich das Projekt seit
2009 entwickelt, insbesondere: wie viele Multiplikator/innen konnten seit-
her ausgebildet werden? Wie viele Münchner Sportvereine beteiligen sich
derzeit an dem Projekt?

Antwort:

Das Projekt der „Interkulturellen Öffnung der Vereine“ ist eine Gemein-
schaftsinitiative des Referats für Bildung und Sport – Sportamt, der
Münchner Sportjugend (MSJ), des Bayerischen Landessportverbands
(BLSV) und der Stelle für interkulturelle Arbeit (Sozialreferat), welches mit
Hilfe eines umfassenden systematischen Ansatzes, die Potentiale und
Fähigkeiten aller in München lebenden Bürgerinnen und Bürger gewinn-
bringend für die Stadtgesellschaft nutzen möchte. Die Modellphase er-
streckte sich insgesamt über zwei Jahre von 2009 bis 2011.

Das Projekt lässt sich in drei Kernbereiche gliedern:
- die Entwicklung und Durchführung einer 16-tägigen Multiplikatorenschu-

lung, bestehend aus 6 Modulen. Die eigens geschulten Multiplikatorin-
nen und Multiplikatoren hatten und haben die Aufgabe, die Vereine zu
sensibilisieren und interkulturelle Kompetenzen zu vermitteln. Von den
13 geschulten Multiplikatorinnen und Multiplikatoren in der ersten
Projektphase besitzen 7 Personen einen Migrationshintergrund.

- die Qualifizierung und Beratung von 10 Münchner Sportvereinen
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- eine prozessbegleitende Evaluation durch das Sozialwissenschaftliche
Institut München

Die Evaluation des Projekts ist noch nicht vollständig abgeschlossen. Die
Ergebnisse werden im Evaluationsbericht nachzulesen sein.
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Leerstehender städtischer Wohnraum 

Antrag:

Das Kommunalreferat wird gebeten, dem Stadtrat zu berichten, ob Wohngebäude im 
Eigentum der Landeshauptstadt München teilweise oder komplett leer stehen und was die 
Gründe dafür sind.

Begründung: 

In der aktuellen Presseberichterstattung wurden einzelne Fälle geschildert, in denen 
die Landeshauptstadt München offenbar verschiedene städtische Gebäude leer stehen lässt. 
Das Kommunalreferat soll über diese und etwaige weitere Fälle leerstehenden Wohnraums 
berichten und die Gründe darlegen.

gez. gez. gez. gez.
Alexander Reissl Beatrix Zurek Ulrike Boesser Andreas Lotte
Stadtrat Stadträtin Stadträtin Stadtrat

gez.
Bettina Messinger
Stadträtin

Herrn
Oberbürgermeister
Christian Ude
Rathaus

München, den 06.11.2012

Stadträte
Alexander Reissl
Beatrix Zurek
Ulrike Boesser
Andreas Lotte
Bettina Messinger



Herrn
Oberbürgermeister
Christian Ude
Rathaus

6.11.2012

Antrag

Verkauf von Erbbaurechtsgrundstücken durch den Bund und seine 
Beteiligungsunternehmen – etwa doch eine „Lex München“ durch die Hintertür?

Die Verwaltung stellt dem Stadtrat
a) die aktuelle Haltung der Bundesregierung zum Verkauf von Erbbaurechtsgrundstücken des Bundes 
und seiner Beteiligungsunternehmen Bahn und Post in München dar
b) sowie deren wohnungs- und sozialpolitische Konsequenzen

Begründung:
Auf Antrag der SPD-Fraktion vom 10. Juli 2012 hatte sich der Oberbürgermeister an die Bundes-
regierung gewandt mit der Forderung, Grundstücke des Bundes in München nach den gleichen 
sozialen Kriterien wie in allen anderen Kommunen zu verkaufen. Anlass war die in Presseberichten 
geäußerte Absicht, die Bundesrepublik Deutschland wolle ihre Grundstücke zukünftig im Höchstpreis-
verfahren verkaufen – allerdings nur in der Landeshauptstadt, was einer „Lex München“ gleichkäme. 
Am 27. September 2012 hat sich der Kommunalausschuss mit dem SPD-Antrag befasst. Inzwischen 
oder demnächst müsste eine Antwort der Bundesregierung vorliegen.

gez. gez. gez. gez.
Alexander Reissl (Initiative) Andreas Lotte Beatrix Zurek Heide Rieke
Stadtrat Stadtrat Stadträtin Stadträtin

Alexander Reissl
Andreas Lotte
Beatrix Zurek
Heide Rieke
Stadtratsmitglieder







  
Herrn
Oberbürgermeister
Christian Ude
Rathaus
Marienplatz 8
80331 München

Anfrage
06.11.2012

Der Platz wird knapp – wohin mit immer neuen Flüchtlingen und Asylanten?

Im Zuge des anhaltenden Zustroms von Flüchtlingen und Asylbewerbern wird die
Unterbringungssituation in der Landeshauptstadt Münchner immer prekärer. Während
die Innenminister von Bund und Freistaat dringend Maßnahmen auf europäischer
Ebene gegen die weitere Massenzuwanderung anmahnen, geraten Landkreis und Stadt
an die Grenzen ihrer Aufnahmekapazitäten. Jetzt berichtete die „Süddeutsche Zeitung“
gar über einen „Notfallplan“ für weitere Flüchtlingsquartiere, der auch Unterkünfte in
Turn- oder Gemeindehallen vorsieht. Im Landkreis München würden derzeit „alle als
Notquartier in Frage kommenden Objekte geprüft“ („Süddeutsche Zeitung“,
05.11.2011). – Hier stellen sich Fragen.

Ich frage den Oberbürgermeister:

1. Auch in der LHM werden Unterkünfte für weitere Asylbewerber und Flüchtlinge rar –
welche Objekte und Liegenschaften werden ggf. im Münchner Stadtgebiet für die
Einrichtung von Notunterkünften ins Auge gefaßt?

2. In Hamburg, aber auch in Zirndorf sorgten in jüngster Zeit Zelt-Unterkünfte für
Asylbewerber für Aufsehen. Inwieweit sehen Notfallpläne auch in der LHM die
Errichtung von Zeltunterkünften für Asylbewerber vor? Welche Standplätze in der LHM
sind dafür vorgesehen? Mit welchen Aufnahmekapazitäten?

Karl Richter
Stadtrat

Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München, E-Mail: karl.richter@web.de l www.auslaenderstopp-muenchen.de
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